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Sabine Zimmermann, stellver-
tretende Vorsitzende und Arbeits-
marktexpertin der Fraktion Die 
Linke, kommentierte am Mittwoch 
den aktuellen Bericht der Bundes-
agentur für Arbeit:
Auch 2017 wurde der überfällige Rich-
tungswechsel in der Arbeitsmarktpoli-
tik nicht vollzogen. Es ist und bleibt 
ein Skandal, dass Millionen Beschäf-
tigte Niedriglöhne beziehen, unfrei-
willig in Teilzeit arbeiten, mit Hartz IV 
aufstocken oder mehreren Jobs nach-
gehen müssen, um über die Runden 
zu kommen. Arbeit muss existenzsi-
chernd werden. Der Mindestlohn muss 
auf zwölf Euro erhöht werden, Leih-
arbeit und sachgrundlose Befristungen 
dürfen nicht länger möglich sein. Eine 
neue Bundesregierung muss dringend 
die Rahmenbedingungen für gute 
Arbeit schaffen. Armut trotz Arbeit 
muss endlich der Vergangenheit an-
gehören. Bei den Sondierungsgesprä-
chen muss Arbeitsmarktpolitik daher 
höchste Priorität haben.

Noch immer werden viel zu viele 
langzeiterwerbslose Menschen, ältere 
Erwerbslose und Menschen mit Be-
hinderungen am Arbeitsmarkt einfach 
abgeschrieben. Einerseits braucht es 
hier bessere arbeitsmarktpolitische 
Unterstützungsleistungen, anderer-

seits müssen die Arbeitgeber endlich 
umdenken und auch diesen Menschen 
eine Chance geben, die im Regelfall 
hochmotiviert sind, anstatt über einen 
vermeintlichen Fachkräftemangel zu 
klagen. Zudem ist ein öffentlich ge-
förderter Beschäftigungssektor – zu 
existenzsichernden Löhnen und guten 
Arbeitsbedingungen – längst überfäl-
lig.

Hartmut Drewes, Pastor i. R., vom 
Sprecherkreis des Bremer Friedens-
forums, erklärte am Mittwoch zur 
Neujahrsansprache von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU):
In ihrer Neujahrsansprache, die am Sil-
vesterabend in Funk und Fernsehen 
ausgestrahlt wurde, bedankte sich die 
Bundeskanzlerin wohl bei den »Solda-
tinnen und Soldaten, die hierzulande 
oder in den Auslandseinsätzen ihren 
Dienst für unser Land tun«. Sie be-
dankte sich aber nicht bei den vielen 
Menschen, die in Kriegsgebieten ver-
suchen, größte Not zu lindern, wie zum 
Beispiel die »Ärzte ohne Grenzen«.

Das Wort »Frieden« kam in Merkels 
Rede überhaupt nicht vor, geschweige 
denn, dass friedenspolitische Perspek-
tiven auch nur angedeutet wurden. Es 
fiel kein Wort zur notwendigen Ent-
spannung, besonders im Verhältnis zu 

Russland, auch nicht zur Reduzierung 
und Vernichtung der Atomwaffen glo-
bal. Frau Merkel hielt eine Ansprache, 
die nichts Gutes für die Zukunft ver-
spricht.

Die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion Die Linke, Ulla Jelpke, teilte 
am Mittwoch zu Forderungen der 
CSU mit:
Die CSU hat den verfassungsrecht-
lichen Boden dieser Republik längst 
verlassen, wenn sie mit Forderungen 
nach weiteren Leistungskürzungen für 
Asylsuchende zum Zwecke der Ab-
schreckung die Menschenwürde mit 
Füßen tritt. Das ist auch ein unglaub-
licher Affront gegenüber dem Bundes-
verfassungsgericht, das eine solche 
rechtsstaatswidrige Abschreckungs-
politik im Jahr 2012 unmissverständ-
lich für verfassungswidrig erklärt hat.

Die CSU verfolgt eine durchsichti-
ge rechtspopulistische Strategie, mit 
der Unfriede und Hass gesät werden. 
Hetze und Schikane gegenüber Asyl-
suchenden löst kein einziges reales 
gesellschaftspolitisches Problem. Die 
CSU nährt die rassistische und längst 
widerlegte Unterstellung, Schutz-
suchende kämen vor allem wegen 
der Höhe der Sozialleistungen nach 
Deutschland.

Gegen den honduranischen 
Präsidenten Juan Orlando 
Hernández, der entgegen 

der Verfassung seines Landes 
eine weitere Amtszeit anstrebte 
und mittlerweile antrat, gab es in 
den vergangenen Monaten starke 
Proteste. Eine bedeutende Figur 
dabei: Salvador Nasralla, ein frü­
herer Sportreporter, der für die 
Linkspartei Libre kandidierte. 
Am 22. Dezember hat Nasralla 
seinen Rückzug aus der Politik 
und das »Verschwinden« der 
Oppositionsallianz angekündigt, 
nachdem zuvor die USA den an­
geblichen Wahlsieg Hernández’ 
anerkannt hatten. Bedeutet das 
das Ende der Protestbewegung?

Idalmi Cárcamo: Nein. Am 26. De-
zember gab es ein Treffen der Alli-
anz gegen die Diktatur, an dem auch 
Nasralla und der Generalkoordinator 
der Partei Libre, Expräsident Manuel 
Zuleya, teilnahmen. Dort wurde das 
weitere Vorgehen besprochen und neue 
Proteste für den Januar angekündigt. 
Im Moment wird dafür noch nicht 
mobilisiert, denn wir brauchten eine 
Pause, um unser Leben wieder zu or-
ganisieren. Es hat Blockaden gegeben, 
die unter anderem die vier wichtigsten 
Zufahrtsstraßen im Land betrafen; die 
Versorgung mit Lebensmitteln und an-
deren Dingen war davon beeinflusst, 
Geschäftsleute haben das für Preiserhö-
hungen ausgenutzt. Darüber hinaus 
sind die Tage um Weihnachten eine 
schlechte Zeit für Mobilisierungen. 
Ein Problem ist auch, das die Antikor-
ruptionspartei von Nasralla keine so 
feste Struktur hat wie die Partei Libre 
oder die Partei Pinu, Nasralla selbst ist 
politisch eher unerfahren. In der Partei 

Libre zum Beispiel sind aber alle Orga-
nisationen aus dem Widerstand gegen 
den Putsch von 2009 vereint.

Die Medien verbreiten allerdings 
Desinformation. Sie erzählen den Men-
schen, die Proteste seien zu Ende. Das 
nützt den Herrschenden. Aber im Janu-
ar wird es weitergehen, und wir werden 
noch entschlossener als zuvor protes-
tieren.

Nach aktuellen Informationen gab 
es während der Proteste 35 Tote 
und rund 2.000 Verletzte. Etwa 
300 Menschen wurden zudem 
festgenommen, sie sind politische 
Gefangene. Werden sie und ihre 
Familien unterstützt?

Mariben Hernández: Es gibt ein An-
waltsteam, das ehrenamtlich arbeitet 
und sich um die Gefangenen kümmert. 
Von vielen wissen wir aber gar nichts. 
Durchsuchungen finden auch jetzt noch 
statt: Die Polizei dringt in die Häuser 
der Familien ein und nimmt junge Men-
schen mit, die die Hauptorganisatoren 
der Proteste waren. Es gibt auch geziel-
te Morde. Das erinnert an das Vorgehen 
der Todesschwadronen in den achtziger 

Jahren. Und ja, auch den Angehörigen 
wird geholfen. Zum Beispiel wird an 
der Schule, an der ich arbeite und in 
der ein Jugendlicher erschossen wurde, 
Geld gesammelt für dessen Familie.

Eine allgemeinere Frage. Wie ist 
die Situation in bezug auf die öf­
fentlichen Dienstleistungen? Sind 
sie, wie im Nachbarstaat Guate­
mala, zu großen Teile privatisiert?

Idalmi Cárcamo: Hier ist alles pri-
vatisiert. Und in den privaten, ehe-
mals staatlichen Unternehmen ist die 
gewerkschaftliche Organisierung sehr 
schwierig. Ein Beispiel dafür ist der Be-
reich der Telekommunikation. Auch die 
Krankenversicherung IHSS liegt nach 
einem Korruptionsskandal am Boden: 
Die ganze Familie von Hernández hat 
sich bedient, wir haben die korrupteste 
Regierung aller Zeiten. In den Kranken-
häusern fehlt es am Nötigsten, an Sprit-
zen, Handschuhen, Medikamenten. 
Medienwirksam hat Hernández junge 
Leute zum Arbeiten in die Kliniken 
geholt, die sind aber nur notdürftig in 
Erster Hilfe ausgebildet. Was machen 
sie, wenn es einen richtigen Notfall 
gibt? Wenn du heute in Honduras kei-
nen Centavo (die Währung des Landes, 
jW) hast, und ernsthaft krank bist, dann 
stirbst du.

Sie sprachen davon, dass es 
schwierig sei, gewerkschaftliche 
Arbeit zu organisieren. Gibt es da­
für Beispiele?

Idalmi Cárcamo: Sehen Sie, mit 35 
gilt man heute in Honduras bereits als 
alt. Viele Firmen, so etwa die zahlrei-
chen Fastfoodketten wie McDonalds, 
wollen nur junge Arbeitnehmer. Und 
die sollen dann bitteschön nicht einer 
Gewerkschaft beitreten.

� Interview: Thorben Austen

»Im Januar werden die Proteste 
noch stärker weitergehen«

Erfolg für Havanna

Peter Thiel

Mogherini in Kuba

Abzocker des Tages 

Mafiosi und Banker fühlen 
sich am wohlsten, wenn 
sie unter sich bleiben 

können. Sie meiden den Staat, wie 
der Teufel das Weihwasser. Und man 
kennt sich. Fernab von Kontrollins-
tanzen boomt der Handel mit Krypto-
währungen. Am Mittwoch berichtete 
das Wall Street Journal, der deutsche 
Geschäftsmann Peter Thiel – Pay-
pal-Gründer und Finanzier von 
US-Präsident Donald Trump – habe 
satten Reibach mit Bitcoins gemacht. 

Früher, als er noch IT-Tüftler in 
ihren Garagen finanzierte, habe es 
Jahre gedauert, bis er die ersehnte 
Rendite einstrich. Bei den Bitcoins 
scheine dies hingegen deutlich 
schneller passiert sein, wunderte sich 
das Handelsblatt. Sein Founders 
Fund habe erst Mitte 2017 15 Mil-
lionen Dollar in das Computergeld 

investiert. Weil der Kurs seitdem in 
die Höhe schnellte, habe er mit dem 
Geschäft nun mehrere hundert Mil-
lionen Dollar verdient.

Der Grund ist simpel. Bitcoin 
werden ohne Kontrolle gehandelt. 
Finanzhaien wird es dadurch erleich-
tert, sich über einen genehmen Kurs 
zu »verständigen«. Bei Mafiosi wie 
Bankern gilt: Der Stärkste nimmt 
sich das größte Stück vom Kuchen, 
Steuern und Umverteilen ist deren 
Sache nicht. Unter den Spekulanten 
nennt man die großen Fonds »Wale«. 
Sie sind in der Lage große Vermögen 
umzuwälzen. Steigen sie in den Han-
del ein, bewegt sich der Kurs. Solche 
Meeressäuger tummelten sich zuhauf 
im Bitcoin-Handel. 100 Großinvesto-
ren beherrschten fast 20 Prozent der 
dort getätigten Finanzwetten, wusste 
das Handelsblatt.

Thiel sehnt sich nach anderen 
Sphären: 2009 schrieb er in einem 
Aufsatz »Ich glaube nicht länger, 
dass Freiheit und Demokratie mitei-
nander vereinbar sind«. Seit den 20er 
Jahren sei der Kapitalismus wegen 
»der enormen Zunahme von Sozial-
hilfeempfängern und der Ausweitung 
des Wahlrechts auf Frauen« nicht 
mehr mehrheitsfähig. Man trifft sich 
unter Gleichgesinnten in der Krypto-
welt.� Simon Zeise

Der am heutigen Donnerstag 
endende zweitägige Ku-
ba-Besuch von EU-Chef-

diplomatin Frederica Mogherini 
markiert einen Wendepunkt in den 
bilateralen Beziehungen. Das erste 
offizielle Treffen auf dieser Ebene 
seit Inkrafttreten des Abkommens 
über politischen Dialog und Zu-
sammenarbeit im November letzten 
Jahres ist für Havanna ein diploma-
tischer Erfolg. Die Parteizeitung 
Granma bezeichnete es gestern als 
Beginn eines neuen Kapitels und 
wies darauf hin, dass der »Gemein-
same Standpunkt« der EU damit 
endgültig ad acta gelegt worden 
sei. Dieser Beschluss, der einen 
Systemwechsel zur Voraussetzung 
für normale Beziehungen gemacht 
hatte, hatte das bilaterale Verhältnis 
20 Jahre lang belastet. Trotz eines 
starken Interesses am Ausbau der 
Wirtschaftsbeziehungen hatte Kuba 
die EU-Position stets als inter-
ventionistisch und diskriminierend 
zurückgewiesen und in den zwei-
jährigen Verhandlungen schließlich 
deren Aufhebung durchgesetzt.

Mogherinis Visite zeigt, dass 
sich die Standhaftigkeit Havannas 
ausgezahlt hat. Obwohl die EU 
und ihre 28 Mitgliedsländer das 
Ziel eines Systemwechsels nicht 
aufgeben und sich über Parteien, 
Stiftungen und NGOs weiter in 
Kubas innere Angelegenheiten 
einmischen, werden die künftigen 
Gespräche weniger belastet sein. 
Die Unterstützung subversiver 
Gruppen, die sich bisher auf einen 
offiziellen EU-Standpunkt berufen 
konnte, bewegt sich künftig in einer 
Grauzone. Kein Wunder, dass die 
Contras in Miami und Kuba vor 

Wut schäumen und den Besuch 
der EU-Diplomatin als »Verrat« 
geißeln. Für die kubanische Be-
völkerung dürfte sich die Annähe-
rung dagegen positiv auswirken. 
Auch wenn die EU in Kuba eigene 
wirtschaftsimperialistische Ziele 
verfolgt, ist jede Entwicklung zu 
begrüßen, die auf Augenhöhe und 
zum gegenseitigen Vorteil erfolgt. 
Die EU ist bereits jetzt einer der 
wichtigsten Handelspartner Kubas 
und kann bei der Entwicklung von 
Umweltschutztechnologien, erneu-
erbaren Energien und einer nach-
haltigen Landwirtschaft des Landes 
eine wichtige Rolle spielen.

Die Europäer profitieren ihrer-
seits davon, dass Donald Trump 
sein Land in Lateinamerika wieder 
ins Abseits manövriert. Auch die 
rechtskonservativen Staatschefs der 
Region verweigern dem US-Prä-
sidenten bei dessen Ausfällen und 
aggressiven Maßnahmen gegen 
Kuba die Gefolgschaft und orien-
tieren sich zunehmend in Richtung 
Europa. Dabei unterwerfen sie sich 
jedoch meist den neoliberalen Dik-
taten der EU. Kuba könnte ein Bei-
spiel dafür geben, dass es anders 
geht. Die Regierung in Havanna 
hat bisher bewiesen, dass sie die 
Unabhängigkeit und Souveränität 
des Landes und sein Recht auf das 
eigene sozialistische Gesellschafts-
modell nicht für kurzfristige öko-
nomische Vorteile zur Disposition 
stellt. Wenn dieser Kurs unter dem 
im April zu wählenden Nachfolger 
Raúl Castros und der künftigen 
Regierung beibehalten wird, kann 
Kuba von dem neuen Kapitel in den 
Beziehungen zur EU nur profitie-
ren.

Volker Hermsdorf

Honduras: Oppositionsbündnis gibt sich auch nach der Wahl 
entschlossen. Gespräch mit Idalmi Cárcamo und Mariben Hernández
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Idalmi Cárcamo ist führendes Mitglied 
der honduranischen Linkspartei Libre
Mariben Hernández ist Mitglied von 

Libre und im Gewerkschaftsbund 
CUTH aktiv

Abgeschrieben


